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ENTSCHLIESSUNG Nr. 44) Falklandinseln

Der 29. Weltkongress der Internationalen der Öffentlichen Dienste, versammelt in Durban, Südafrika,
27.-30. November 2012,

IN FESTSTELLUNG,
Dass die Vereinten Nationen ihr Bestreben zum Ausdruck gebracht haben, dem Kolonialismus allerorten
und in allen Formen ein Ende zu setzen, wozu auch der Fall der Falklandinseln, Südgeorgiens und der
Südlichen Sandwich-Inseln zählt, und dass die Aufrechterhaltung von Kolonialverhältnissen mit dem Ideal
des universellen Friedens unvereinbar ist;

Dass Streitigkeiten betreffend die Hoheitsrechte an den Falklandinseln, den Südlichen Sandwich-Inseln,
Südgeorgien und dem umliegenden Meeresgebiet zwischen der Republik Argentinien und dem Vereinigten
Königreich von Großbritannien und Nordirland bestehen, was durch mehrere Stellungnahmen der
Vereinten Nationen, insbesondere Resolution 2065 der Generalversammlung und 9 weitere Resolutionen
anerkannt wurde;

Dass die Vereinten Nationen Argentinien und das Vereinigte Königreich aufrufen, die Verhandlungen
wieder aufzunehmen, um eine friedliche Lösung für die Streitigkeiten in Bezug auf die Hoheitsrechte an den
besagten Inseln zu finden;

Dass die argentinische Regierung kontinuierlich eine konstruktive Haltung und die Bereitschaft an den Tag
legt, auf dem Verhandlungsweg eine friedliche und endgültige Lösung für die Kontroverse über die
Hoheitsrechte zu erreichen;

Dass beide Parteien in Resolution 31/49 der Generalversammlung der Vereinten Nationen aufgefordert
werden, von Entscheidungen abzusehen, die eine einseitige Änderung der Situation herbeiführen würden,
während für die Inseln der von der Generalversammlung empfohlene Verhandlungsprozess läuft;

Dass das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland einseitig Aktivitäten im umstrittenen
Gebiet ausgeführt hat, einschließlich der Erkundung und Ausbeutung von erneuerbaren und nicht
erneuerbaren Ressourcen und militärischen Übungen;

ERKLÄRT
ihre Sorge wegen der einseitigen Aktivitäten, die das Vereinigte Königreich von Großbritannien und
Nordirland in dem umstrittenen Gebiet durchgeführt hat, einschließlich der Erkundung und Ausbeutung
von erneuerbaren und nicht erneuerbaren Ressourcen und militärischen Übungen, die gegen Resolution
31/49 der Generalversammlung der Vereinten Nationen verstoßen; und

DRÄNGT
die Regierungen Argentiniens und des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Nordirland,
unverzüglich die Verhandlungen wiederaufzunehmen, um eine friedliche Lösung für die Streitigkeiten über
die Hoheitsrechte zu finden, wobei die Bestimmungen und Ziele der Charta der Vereinten Nationen und der
Resolution 1514 (XV) der Generalversammlung (insbesondere der Grundsatz der territorialen
Unversehrtheit) sowie die Interessen der Bevölkerung der Falklandinseln Rechnung zu berücksichtigen sind.

Hier können alle Kongressentschließungen, das Aktionsprogramm und die neue Satzung heruntergeladen werden.


